	Parteien
	CDU/CSU 
	SPD
	Grüne
	FDP
	Linke
	AfD 

	
	Die "Christdemokraten"

	Die "Sozialdemokraten"
	Bündnis 90/
Die Grünen

	Die "Liberalen"

	Zusammenschluss von PDS (Partei des Demokratischen Sozialismus) und WASG (Wahlalternative Arbeit und Soziale Gerechtigkeit)
	"Alternative für Deutschland"


	Parteivorsitzende/r
	Annegret Kramp-Karrenbauer 
	Saskia Esken/ Norbert Walter -Borjans
	Robert Habeck/ Baerbock
	Christian Lindner 
	Katja Kipping und Bernd Riexinger 
(die bekanntesten Politiker der Linken sind Sarah Wagenknecht, Gregor Gysi und Oskar Lafontaine)

	Jörg Meuthen/
Tino Chrupalla

	
	Merkel seit  2005 deutsche Bundeskanzlerin
	
	
	
	
	erst 2013 in gegründet 


	 Partei-Farbe 
	Schwarz
	Rot
	Grün
	Gelb/blau/Margenta
	Rot-Violett
	BlauRot

	Politikrichtung
	konservativ: conservare (lat.) = an alten Traditionen, Werten und Überzeugungen festzuhalten und neuen Entwicklungen kritischer gegenüber zu stehen

für christliche Werte
	Ziel der Partei: mehr "soziale Gerechtigkeit" 

mehr staatlicher Eingriff
	Soziales: Unterstützung für gesellschaftlich schwächer Gestellte
	· wenig Staat/wenig Bürokratie 

· viel Freiheit der einzelnen Menschen 


	extreme Linke

kritisiert das "kapitalistische 
Wirtschaftssystem"
	sieht sich als "Alternative" zu den anderen bekannten Parteien 

sehr "rechte" Partei

nationalkonservativ 

	Ziele
	Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, indem die deutsche Wirtschaft angekurbelt wird
Stellung der Unternehmen soll gestärkt werden
	Arbeiter mit geringen Gehältern, Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger mehr unterstützen

Kündigungsschutz stärken

Mindestlöhne
	Umweltschutz:
strengere Regelungen und Auflagen für Unternehmen zugunsten der Umwelt 
Ausstieg aus der Atomenergie 

Dem Klimawandel soll stärker entgegen gewirkt werden: 

erneuerbare Energien 

Tierrechte 

	Wirtschaft stärken
Wohlstand erzeugen
Selbständigkeit fördern
Staat auch so wenig wie möglich in die Freiheit der einzelnen Menschen eingreifen
komplizierte und strenge Regeln der Bürokratie sollen gelockert werden =  "Bürokratie-Abbau"
gegen zu viel Überwachung 
Soziale Förderungsgelder einschränken, Hilfe zur Selbsthilfe stärken 
Mehr Tierrechte (Ferkelkastration/Langstreckentransporte)

	
	Ursprüngliches Thema: Euro -Abschaffung (sei Schuld an der Finanzkrise 2008)

heute:  Flüchtlinge und Muslime 


	Steuern
	Steuerentlastungen auch für Besserverdienende
	
	Große Unternehmen und gut Verdienende sollen dafür höhere Steuern zahlen. 

	
	hohe Besteuerung von Unternehmen und Spitzenverdienern


Besitz und Gelder sollen gleicher verteilt werden
dafür Reichensteuer

starke Unterstützung für sozial schwächer gestellte Menschen wie "einfache" Arbeiter, geringer Verdienende, Arbeitslose, Sozialhilfeempfänger 


	

	Außenpolitik
	stabile EU und Nato
traditionell gute Beziehungen zur USA
	
	
	stabile EU und Nato
gute Beziehungen zur USA
	
	"europakritisch" eingestellt 
Europäische Union bringe viele Nachteile mit sich und Schwäche durch den immer größeren Einfluss der EU die Selbstbestimmung und Demokratie der einzelnen Länder.


	Flüchtlings-
debatte

Unterschied zur CSU
	CSU konservativer und politisch etwas weiter "rechts" Streit: aktuell Flüchtlingsdebatte 
CDU: schnelle Eingliederung von Einwanderern in die Gesellschaft
CSU fordert eine Obergrenze für Flüchtlinge
	
	Flüchtlingspolitik:
Keine Höchstgrenze

Gewaltfreiheit und die Einhaltung von Menschenrechten 
	Unterschied zwischen Flüchtlingen und Arbeitsmigranten deutlicher machen

Schnellere Eingliederung in die Wirtschaft

Durch Arbeitsvisa (wie USA) Arbeitswillige Ausländer anziehen und fleißigen Kriegsflüchtlingen
Arbeitsvisa geben 
	Flüchtlinge in Not aus anderen Teilen der Welt aufnehmen statt die Grenzen "dicht zu machen"
	Gefahr einer politischen "Islamisierung" Deutschlands

strengere Überwachung der Grenzen
deutlich weniger Flüchtlinge ins Land lassen 


	Kritik
	Flüchtlingspolitik: Merkel hat die Grenzen geöffnet ohne Identitäten zu überprüfen – Gefahr für Deutschland durch Gewalttäter und Terroristen
Naive „Wir schaffen das“ - Mentalität 

Ist vielen zu weit nach links gerückt…
	Wirtschaft wird zu wenig unterstützt

mehrere Skandale um Abgeordnete: (Kinderpornographie)
	früher völlig pazifistische Haltung ( Krieg und jede Anwendung von Gewalt abzulehnen)

1999 regierten sie und stimmten dem Einsatz der NATO im Kosovo-Krieg zu

Wirtschaft wird zu wenig unterstützt 
	Zu den Wählern der FDP gehören viele besser Verdienende. 

Einfache Angestellte, Arbeitslose oder Sozialhilfeempfänger machen unter den Stammwählern dagegen einen geringeren Anteil aus.

Wirtschaftsliberalismus
	Kritiker werfen der Linken hingegen vor, ein "kommunistisches" Ziel anzustreben: Gleichheit mit Einschränkung der Freiheit der einzelnen Menschen und Zwang 
"PDS/DDR-Nachfolgerpartei" 

Wirtschaftsschädigend

Umverteilerpartei

	einige ihrer Parteimitglieder gelten als "rechtsextrem"

fremdenfeindliche Ansichten mitunter gar Kontakte zur Neonazi-Szene 
aber auch Hoffnung vieler Bürger endlich mit ihrer Kritik und ihren Ängsten gehört zu werden (Alternative)
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